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Liebe Leserinnen und Leser,

egal welche Medien man der-
zeit konsumiert, die Themen sind 
flächendeckend, europaweit, viel-
leicht sogar weltweit die gleichen. 

Test- und Impfstrategien werden 
hochgelobt und auch gerne mal 
kritisiert. 

Es wird darüber debattiert und phi-
losophiert: welcher Test für welche 
Altersgruppe, welcher Impfstoff für 
welche Altersgruppe, Stäbchen
länge, Spucke oder nicht, Nase, 
Rachen, AstraZeneca (oder neu 
Vaxzevria), BioNTech oder doch 
Sputnik  V, Ü 60, U 60 und, und, 
und. Das ließe sich jetzt sehr lange 
so fortführen. 

Und während Otto Normalverbrau-
cher, sagen wir mal um die 40–50 
Jahre, derzeit überlegt, ob er oder 
sie noch in diesem Jahr die ersehn-

te Impfung erhalten wird und damit 
die Spahnschen Freiheiten genießen 
kann, wird in den Rathäusern und 
Amtsstuben seit Wochen geplant und 
mittlerweile auch sehr gut ausge-
führt, was eigentlich von Anfang an 
von den zuständigen Stellen im Land 
hätte organisiert werden müssen.

Man bildete kleine Impf- und Test-
krisenstäbe und arbeitete mit Apo-
theken, Krankenhäusern und ande-
ren Einrichtungen zusammen. Das 
Ergebnis ist durchaus phänomenal. 
Das, was eigentlich die Landkreise 
mancherorts hätten umsetzen müs-
sen/dürfen, macht dann eben mal 
ein Bürgermeister oder eine Amts-
direktorin. Oder ein Abgeordneter, 
dessen MitarbeiterInnen eine Schu-
lung absolvierten und nun testen, 
testen, testen. Super.

Oder nehmen wir das Beispiel, wenn 
die Rathausspitze die Impfeinladun-
gen für die Ü-80-Jährigen einer Stadt 

eintütet und höchst persönlich in die 
Briefkästen verteilt. 

Ein weiteres, wunderbares Beispiel 
dafür, dass man hätte deutlich früher 
mit der kommunalen Familie zusam-
menarbeiten sollen, ist der Impfbus 
aus Ostprignitz-Ruppin. Da hat der 
Landrat einfach gemacht. Gut, das 
Ministerium war anfänglich sehr 
verhalten, aber auch dort wurde er-
kannt, dass die Chefinnen und Chefs 
der Verwaltungen oft genau wissen, 
was vor Ort hilft und funktioniert. 

Oder schauen wir nach Märkisch-
Oderland, wo sich der dortige Land-
rat gesagt hat, dass man eine Pan-
demie mit katastrophalen Folgen 
für die Menschen auch wie eine 
Katastrophe angehen muss und Ärz-
tinnen und Ärzte nach diesem Recht 
zum Impfen herangezogen hat. 

Es gibt im Land Brandenburg sicher 
etliche weitere gute Beispiele. Sie 

alle aufzuzählen würde den Rah-
men hier sprengen. Sie zeigen aber, 
dass die Menschen, die auch gerne 
als kleine „KönigInnen“ bezeichnet 
werden, ganz genau wissen, wo-
rauf es in einer Krise/einer Pande-
mie ankommt, was gebraucht wird, 
was gemacht werden muss und was 
direkt vor Ort hilft. 

Der eine oder die andere mag jetzt 
einwenden, dass die Zahl der Ge-
impften durch die kommunalen 
Projekte im Vergleich zu der jetzt 
von den HausärztInnen erbrachten 
Impfleistung gering sein mag.

Auf der anderen Seite war dies eine 
Brücke auf dem Weg zur Immu-
nisierung der Menschen im Land 
Brandenburg, die den so Geimpften 
auch ein tatsächliches Stück Hoff-
nung und Sicherheit gegeben hat. 
Bleiben Sie auch weiterhin gesund! 

Katja Großmann
Mitglied im Vorstand der 
SGK Brandenburg

Impfen, Impfen, Impfen – 
Testen, Testen, Testen

Landes-SGK EXTRA 
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Homeoffice in der Verwaltung
Zur Studie der Universität Potsdam und von PWC

Interview mit Thomas Kralinski, Mitgründer und Vorstandsmitglied des Thinktanks „Das Progressive Zentrum“, zwischen 2014 und 2019 Chef der Staatskanzlei des Landes Brandenburg sowie 

Staatssekretär u. a. für Medien und Digitalisierung

Die gegenwärtige Situation fordert 
alle in einem erheblichen Maße. 
Unter anderem müssen Arbeitge-
ber und Arbeitgeberinnen überall 
dort Homeoffice anbieten, wo es 
möglich ist. Dazu gehören auch 
die öffentlichen Verwaltungen des 
Bundes, der Länder und nicht zu-
letzt auch in den Kommunen. Was 
und wie von daheim erledigt wer-
den kann, hängt dabei erheblich 
von den Aufgaben ab, der Bereit-
schaft auf allen Seiten und von den 
technischen Bedingungen. Thomas 
Kralinski wirkte maßgeblich an einer 
Studie der Universität Potsdam und 
von PWC zum Thema „Homeoffice 
in der Verwaltung“ mit.

Was hat Sie und Ihre Mitstreiter 
zu der Studie motiviert? 
Am 31. Dezember 2019 berichtete 
die Süddeutsche Zeitung in einer 
kleinen Meldung von einer neuar-
tigen mysteriösen Lungenkrankheit 
in China. Dann ging es Schlag auf 
Schlag. Zehn Wochen später waren 
wir in Deutschland im ersten Lock-
down. Etwas, was wir nicht kann-
ten. Und das betraf auch die öffent-
lichen Verwaltungen. Auf einmal 
war Homeoffice in aller Munde. In 
den Verwaltungen wurde sehr un-
terschiedlich damit umgegangen. 
Deshalb wollten wir wissen, welche 
Erfahrungen gesammelt wurden 
und wieso? Und vor allem: was sich 
daraus lernen lässt. 

Was wurde dabei unter-
sucht und wie ist man dabei 
vorgegangen? 
Die Studie besteht genau genom-
men aus zwei Teilen. Zum einen 
haben wir Tiefeninterviews mit 
Führungskräften aus der lokalen 
und der Landesverwaltung geführt, 
auch mit einigen aus Brandenburg. 
Und zum anderen haben wir eine 
Online-Befragung durchgeführt mit 
1.200 Teilnehmern. Auch darunter 
viele Brandenburgerinnen und Bran-
denburger. Das war keine repräsen-
tative Stichprobe – wir hatten etwas 

mehr Frauen und Angestellte als im 
Durchschnitt der öffentlichen Ver-
waltung, auch der gehobene Dienst 
war etwas überrepräsentiert. An 
den zentralen Erkenntnissen ändert 
das jedoch nichts. 

Zu welchem grundsätzlichen 
Ergebnis kam die Studie? Sind 
die Arbeitsformen, wie sie in 
den Verwaltungen bislang ge-
lebt werden, noch zeitgemäß?
Zunächst einmal: Die Lernkurve aus 
dem Frühjahr 2020 war enorm. Da 
wurde innerhalb kürzester Zeit ein 
enormer Entwicklungsschub aus-
gelöst. Vor dem Lockdown spielte 
Telearbeit kaum eine Rolle, gerade 
mal 16 Prozent arbeiteten ganz oder 
teilweise von zu Hause. Während 
des Lockdowns arbeiteten dann ge-
rade mal 27 Prozent nicht zu Hause. 
Im Herbst 2020 waren dann wie-

der 58 Prozent vollständig im Büro. 
Wir sind uns sicher, die Pandemie-
Erfahrungen werden dazu bei
tragen, ein neues Gleichgewicht zu 
finden zwischen Präsenz im Büro 
und mobilem Arbeiten. 

Waren denn die Verwaltungen 
im Land Brandenburg, seien 
es die des Landes oder der 
Kommunen, grundsätzlich gut 
vorbereitet? 
Das muss man von zwei Seiten be-
trachten, der technischen und der 
mentalen. Die Infrastrukturausstat-
tung ist bei vielen Verwaltungen 
ausbaufähig – auch wenn in den 
vergangenen Monaten viel passiert 
ist. Dennoch: Nur die Hälfte der Be-
schäftigten hatte im Sommer 2020 
einen Laptop oder einen VPN-Zu-
gang, mit dem man von unterwegs 
auf Daten und Laufwerke im Büro 

zugreifen kann. Videotelefonie 
wurde nur von einem Viertel ge-
nutzt, digitale Kollaborationstools 
wie Gruppenchats oder elektroni-
sche „schwarze Bretter“ und ande-
res wurden nur von elf Prozent ge-
nutzt. Allerdings: Die Streuung ist 
auch recht groß. Es gibt Verwaltun-
gen, wo die technische Ausstattung 
ziemlich gut ist. Insgesamt haben 
aber auch knapp ein Drittel der Be-
schäftigten private Technik genutzt. 
In der Regel gilt: Gerade kleinere 
oder strukturschwache Kommunen 
brauchen stärkere Unterstützung 
bei der Digitalisierung ihrer Arbeit. 

Und der zweite Punkt? 
Veränderungen beginnen im Kopf. 
Die Lockdown-Veränderungen ha-
ben auch gezeigt, was geht oder 
gehen kann. Hinter diese Erfahrun-
gen kommt keiner mehr zurück. Be-

Thomas Kralinski� Foto: privat
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sonders positiv ist dabei das hohe 
Vertrauensniveau zwischen Beschäf-
tigten und Führungskräften – und 
zwar in beide Richtungen. Das ist 
eine wichtige Ressource für weitere 
Veränderungen. Die wichtigste Her-
ausforderung dürfte sein, technische 
Ausstattung, Organisations- und 
Führungskultur sowie Digitalisierung 
von Arbeitsweisen unter Hochdruck 
gleichzeitig zu verändern. Dabei 
werden auch Fehler gemacht – und 
die müssen auch erlaubt sein. Digita-
lisierung ist niemals perfekt und auch 
niemals fertig. 

Wo wurde der größte Hand-
lungsbedarf deutlich? Ist mehr 
Bereitschaft aller Beteiligten 
erforderlich oder gibt es ganz 
praktische technische Hürden?
Ganz klar: Die technische Ausrüs-
tung muss besser werden. Tablets 
und Smartphones müssen Standard 
werden. Das ist es aber nicht allein. 
Es geht auch um die flächendecken-
de Nutzung neuer Software – und 
die entsprechende Schulung der 
Mitarbeiterinnen, Mitarbeiter und 
Führungskräfte. Dazu gehört auch, 
dass die IT-Einheiten finanziell und 
personell gestärkt werden müssen 
und so aufgestellt werden, dass sie 
„Ermöglicher“ sind. 

Für viele Beschäftigte ist die 
Kinderbetreuung im Lockdown 
aber eine ganz schöne Heraus-
forderung. Da ist an „normales“ 
Arbeiten doch nicht zu denken.
Überhaupt keine Frage, das Wort 
Herausforderung ist dabei sogar eine 
ganz nette Umschreibung. Auf Dauer 
ist jedenfalls Homeschooling, Kita-
Betreuung und Arbeit nicht leistbar. 
Aber im „Normalfall“, also ohne Pan-
demie, sollte dieses Problem eigent-
lich keines sein. 

Was war für Sie bei den Stellung-
nahmen der Beschäftigten am 
auffälligsten?
Die Beschäftigten wollen Verän-
derungen. Man wird die Uhr nicht 
zurückdrehen können. Die Verwal-
tungen müssen das hohe Maß an 
Vertrauen und Gemeinsinn nutzen 
um Veränderungen anzustoßen. Da-
zu sollte die Verwaltungen mit ihren 
Personalräten und politischen Vertre-
tungen einen „Pakt für die Verwal-
tung von morgen“ schließen – mit 
gegenseitigem Nehmen und Geben. 

Und was soll da drinstehen? 
Ein Fahrplan für bessere Ausstattung 
sowie konsequente Digitalisierung 
von Verfahren und Abläufen. Flexib-
lere Arbeitszeitregelungen – immer-
hin wollen 88 Prozent der Befragten 
in Zukunft genauso viel oder mehr 
im Homeoffice arbeiten. Ferner 
braucht es Probierräume für innova-
tive Ideen und das Versprechen, dass 
Effizienzgewinne auch zu einem Teil 
in den Verwaltungen bleiben kön-
nen. Dazu sollte eine Verpflichtung 
zu Schulungen auf allen Ebenen 
verabredet werden – Führung auf 
Distanz aber auch digitale Kommu-
nikation wollen gelernt und geübt 
werden. Und schließlich: jährliche 
Befragungen unter den Beschäftig-
ten zur Zufriedenheit und Akzeptanz 
von Arbeitsbedingungen – das ge-
hört schlicht zu einen offenen und 
flexiblen Verwaltung dazu. 

Wenn man den Homeoffice-
Anteil erhöhen würde, welche 
Vorteile hätte das für die Ver-
waltungen in den Kommunen?

Die Untersuchung zeigt: Die Zufrie-
denheit der Beschäftigten würde 
steigen, Arbeitsqualität und Pro-
duktivität würden nicht leiden. Im 
Gegenteil: Die Studie hat gezeigt, 
dass die Beschäftigten umso pro-
duktiver und zufriedener sind, je 
höher der Anteil der Telearbeit. 
Man könnte auch Büroflächen 
sparen – gerade in teuren Innen-
städten. Im übrigen heißt mobiles 
Arbeiten nicht zwangsläufig, dass 
alle zu Hause arbeiten. Denkbar 
wären auch Co-Working-Spaces, 

die gerade in Orten mit vielen 
Pendlern attraktiv wären – für die 
Beschäftigten hätte das den Vorteil, 
dass Arbeitswege kürzer sind, man 
nicht allein und auch nicht vom hei-
mischen Küchentisch aus arbeiten 
müsste. In Zeiten von Fachkräfte-
mangel würde mehr mobiles Arbei-
ten die öffentliche Verwaltung at-
traktiver als Arbeitgeberin machen 
– das sagen immerhin 87 Prozent 
der Befragten. Denn es geht nicht 
nur um die Bezahlung, sondern 
auch um das Klima am Arbeitsplatz 
und die Frage, wie modern und of-
fen eine Verwaltung ist. Außerdem: 
Verwaltungen sind für ihre Bürge-
rinnen und Bürger da. Und die ver-
langen vollkommen zu Recht, dass 
ihre Angelegenheiten schnell und 
gut erledigt werden. Und sie wis-
sen sehr gut, dass dies woanders 
auch alles viel digitaler geht. Das 
ist am Ende auch eine Frage der Le-
gitimation. Demokratie, Staat und 
Verwaltung müssen immer auf der 
Höhe der Zeit sein, sonst verlieren 
sie Vertrauen. 

Ist denn zukünftig auch eine 
reine Homeoffice-Tätigkeit 
denkbar, abgesehen von den 
Verwaltungsmitarbeiterinnen 
und -mitarbeitern, deren Auf-
gaben ohnehin den Kontakt mit 
den Bürgerinnen und Bürgern 
erfordern? 
Man könnte hier mit Loriot antwor-
ten: Ein solches Leben wäre mög-
lich, aber sinnlos. Im Ernst: Theo-
retisch ist das sicherlich denkbar. 
Aber Verwaltungen leben auch und 
gerade vom Austausch. Und zwar 

nicht nur zwischen dem Amt und 
den Bürgerinnen und Bürgern – da 
kann man sicherlich in Zukunft auch 
manches online und per Video ma-
chen. Es geht auch um Austausch 
zwischen den Beschäftigten. Viel 
Wissen wird „nebenbei“ oder auch 
„zufällig“ geteilt – auf dem Flur, 
beim Mittag, bei einer Tasse Kaffee. 
Das ginge verloren, wenn man sich 
nicht mehr begegnet. Auch emotio-
nale Bindungen sind für eine Orga-
nisation wichtig. Gleichzeitig wird 
Homeoffice auch zu einem Stand-
ortfaktor für eine attraktive Verwal-
tung. Es geht also um eine neues 
Mischungsverhältnis zwischen mo-
bilem und stationären Arbeiten. 

Die Studie zum Nachlesen findet sich 
unter  
www.pwc.de/de/branchen-und-markte/
oeffentlicher-sektor/homeoffice-im-
oeffentlichen-sektor.html 

Das Interview führte Rachil Rowald.
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Die digitale Sitzung 
Eine zusätzliche Herausforderung für Verwaltung und Vorsitzende

Thomas Irmer, selbständiger Medienberater und Fraktionsvorsitzender der Kreistagsfraktion Dahme-Spreewald

Wer hätte vor gut einem Jahr ge-
dacht, dass wir über die Organisa
tion einer Gemeindevertretersitzung, 
Stadtverordnetenversammlung oder 
gar Kreistagssitzung in digitaler Form 
nachdenken? Wo einige Regionen 
unseres Bundeslands Brandenburg 
noch nicht mal mit einer zeitgemäßen 
Internetverbindung ausgestattet sind? 
Corona kann Fluch und Segen sein. 
Machen wir doch das Beste daraus – 
und lernen dabei dazu. 

Ein Professor sagt mal zu mir, bes-
ser einen alten Gesetzeskommentar 
als keinen. So ähnlich dürfte es sich 
bei der Frage der Organisation einer 
digitalen Sitzung verhalten. Denn 
ich kann vorwegnehmen – es gibt 
keine perfekte Lösung. Es gibt aber 
viele gute Beispiele und im Rahmen 
interkommunaler Zusammenarbeit 
ist Fragen und „Abgucken“ erlaubt. 
Sie werden sicher Verständnis dafür 
haben, dass man in dieser Ausgabe 
keine komplette Anleitung zur perfek-
ten Umsetzung schreiben kann. Ich 
möchte dennoch versuchen ein paar 
Impulse zu geben. 

Am Anfang steht die Frage: 
Was wollen wir?
Es gibt viele Wege, die nach Erkner 
führen. Zunächst sollte man sich die 
Frage stellen, was sollen wir konkret 
machen. Sollen die Mitglieder der 
Vertretung digital an der Sitzung teil-
nehmen? Sollen die BürgerInnen digi-
tal teilnehmen können? Oder beides? 

Denn jede dieser Überlegungen bringt 
einen zusätzlichen Aufwand mit sich. 
Die Sitzungsleitung wird beispielswei-
se bei einer Mischvariante – also im 
Saal anwesenden Mitgliedern der Ver-
tretung und digital anwesenden Mit-
gliedern – einen erhöhten Aufwand in 
der Sitzungsleitung haben. Da ist es 
gut, wenn man sich vorher mit dem 
Präsidium abstimmt, wer welche Auf-
gaben übernimmt. Ebenso sollte man 
vorab eine Sitzung üben – jeder muss 
mit den technischen Gegebenheiten 
vertraut gemacht werden. Es müssen 
zusätzliche „Spielregeln“ vereinbart 

werden. Weiterhin kann man auch 
über eine voll elektronische Sitzung 
nachdenken. Hierbei wäre zu beden-
ken, dass die „Öffentlichkeit“ herge-
stellt werden muss. Möchte man jetzt 
noch BürgerInnen aktiv teilhaben las-
sen, wird hier ein weiterer Aufwand 
unumgänglich sein. 

Sie merken schon an dieser Stel-
le: Es gehört immer Mut dazu. Sie 

werden aber merken, dass dieser 
Mut belohnt wird. Es gibt noch kei-
ne statischen Erhebungen – aber 
allein die Kreistagssitzung des Land-
kreises Dahme-Spreewald vom 
17.02.2021 hat derzeit 1158 Aufrufe. 
(Quelle: https://www.youtube.com/
watch?v=X009dh52ZqI&t=528s) und 
damit mehr virtuelle TeilnehmerInnen  
als jemals zuvor. 

Technische Herausforderungen 
meistern
Nachdem man sich also überlegt 
hat, welches Modell man umsetzen 
möchte, kommt die Verwaltung ins 
Spiel. Nicht jeder Sitzungssaal ist ent-
sprechend ausgestattet. Mittlerweile 
sind unserer Verwaltungen aber in 
der Lage – auch durch den eigenen 
Tagesablauf – Videokonferenzen zu 
organisieren. 

Was ist also eine Grundvorausset-
zung? Internet, Computer, Mikrofon 
und Kamera sowie eine Software. 

Ein PC oder Laptop wird in der Ver-
waltung ganz sicher vorhanden sein. 
Bezüglich einer Kamera gibt es be-
reits ab 30 Euro gute USB-Geräte mit 
einem Weitwinkel. Damit decken Sie 
auch einen großen Sitzungsbereich 
ab. Hier merkt man schon, dass es 
im Vorfeld einiges zu überlegen gibt, 
etwa: Wie kann ich die Teilnehmer so 
abbilden, dass der digitale Sitzungs-
teilnehmer auch ordnungsgemäß 

und allumfassend informiert wird? 
Sollte das beispielsweise nicht mög-
lich sein, greifen Sie auf ein Redner-
pult zurück! 

Wenn bereits eine Mikrofonanlage 
vorhanden ist, lässt sich der PC mittels 
Adapter dort integrieren und einer di-
gitalen Sitzung steht fast nichts mehr 
im Weg. Achtung an dieser Stelle: 
Ohne eine Mikrofonanlage muss man 
der Tonübertragung ein besonderes 
Augenmerk widmen. Hier wäre ein 
Raummikrofon (Konferenzmikrofon) 
über Bluetooth beispielweise denkbar.

Eine gute Internetverbindung 
sollte vorhanden sein
Die Internetverbindung sollte nicht 
das Problem werden. Bei einer kom-
plett digitalen Sitzung sind alle Teil-
nehmer über die eigene Internet-
verbindung zugeschaltet. Sollten Sie 
jedoch eine Mischvariante einplanen, 
muss am Ort der Sitzung eine Inter-
netverbindung vorhanden sein. Auch 

hier stoßen einige Sitzungsorte an 
Grenzen. Sollte kein fester Anschluss 
vorhanden sein, tut es ein Mobilfunk-
Datentarif auch. Wichtig hierbei ist 
ein guter Datendurchsatz – man soll-
te schon mindestens 20 MBit/s errei-
chen, um eine größere Sitzung ohne 
„Ruckeln“ durchzuführen. Je nach 
Tarif sind hierfür zwischen 30 und 80 
Euro pro Monat fällig.

Es gibt derzeit (noch) keine 
perfekte Software
Wenn wir der Berliner Datenschutz-
beauftragten vertrauen, sollten Sie 
an der Stelle den Artikel beiseitele-
gen und für die Sitzung wieder wie 
gewohnt einladen. Denn es wird 
tatsächlich schwierig, ein System zu 
finden, welches zu 100 Prozent den 
aktuellen Datenschutzbestimmungen 
entspricht. Die Systeme, die diese Vor-
aussetzungen erfüllen, sind derzeit an 
einen eigenen Server oder an einen 
selbst angemieteten Server gebun-
den. Allein für eine digitale Sitzung 
der Vertretung wird hier die Kosten-
seite nicht in einem sinnvollen Verhält-
nis zum Nutzen stehen. Sie werden 
also auf die gängigen Anbieter wie 
CiscoWebex, Zoom oder Microsoft 
Teams ausweichen. 

Warum schreibe ich das so locker hier 
auf? Weil Verwaltungen – ohne Mut – 
gern mit der technischen Keule kom-
men. „Es geht nicht, weil …“ Solche 
Sätze kennen wir alle. Lassen Sie sich 
an der Stelle nicht entmutigen. Auch 
die Investition einer Summe bis 5.000 
Euro für die technische Umsetzung ist 
an sich völlig in Ordnung und letzt-
lich auch eine gute Investition in die 
Zukunft. 

Eine Alternative – externe 
Dienstleister ins Boot holen
Eine weitere Möglichkeit zur Reali-
sierung kann die Beauftragung einer 
externen Firma mit der Dienstleistung 
sein. Hier gibt es diverse Möglichkei-
ten, je nach Budget. Es lohnt sich auf 
jeden Fall, beispielsweise mit einem 
regionalen Fernsehsender oder einer 
Veranstaltungsfirma den Kontakt zu 
suchen.

Ich habe auf meiner Webseite eine 
Linksammlung eingefügt, um einige 
der hier beschriebenen Anbieter 
zusammenzufassen. Sie finden die 
Links unter:  
www.thomas-irmer.de/linksammlung

Foto: Stock.Adobe.com/fizkes
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Wenn Sachkundige Fragen haben
Grenzen und Möglichkeiten der Mitwirkung durch Landesregierung konkretisiert

Autoren Daniel Keip, Mitglied des Vorstandes der SGK Brandenburg, und Rachil Rowald, Geschäftsführerin der SGK Brandenburg

Sachkundige Einwohnerinnen 
und Einwohner
Die Kommunen leben vom Engage-
ment Vieler – von dem der vielen 
kommunalen Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger, der kommu-
nalpolitisch Interessierten, der vie-
len hauptamtlich Tätigen und den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
innerhalb und außerhalb der Ver-
waltungen, die sich in den Kommu-
nen für die Bürgerinnen und Bürger 
einsetzen. In den Brandenburger 
Kommunalvertretungen gibt es ein 
breites Spektrum an Mitwirkungs-
möglichkeiten. Nicht nur die star-
ken partizipativen Elemente, die 
jedem Einwohner und Bürger einer 
Gemeinde offenstehen, verdienen 
dabei besondere Beachtung. Auch 
die institutionellen Möglichkeiten, 
neben einem Wahlamt in der Kom-
munalpolitik mitzumischen und Ein-
fluss auf Entscheidung zu nehmen, 
sind oftmals wesentlich einflussrei-
cher, als es die kurzen Erwähnun-
gen in der Kommunalverfassung 
vermuten lassen. Sachkundige Ein-
wohnerinnen und Einwohner sind 
zum Beispiel in den meisten Aus-
schüssen der Brandenburger Kom-
munalvertretungen anzutreffen und 
bereichern dort die Debatte. 

Sachkundige Einwohner sind Men-
schen, die ihren Sachverstand und 
ihr Fachwissen einbringen sollen, 
das sie sich im Laufe ihres Lebens, 
in ihrer beruflichen Tätigkeit oder 
auf anderem Wege erarbeitet ha-
ben. Durch ihre Einbeziehung sollen 
sie die kommunalpolitische Arbeit in 
den Ausschüssen der kommunalen 
Vertretungen unterstützen und kön-
nen damit oftmals unerlässlich für 
das Bemühen um eine informierte 
Entscheidungsfindung sein. Tatsäch-
liche Sachkunde und ausreichende 
Kenntnisse sind keine zwingende 
Voraussetzung für die Bestellung, 
weil das nicht im überprüfbaren Ent-
scheidungsspielraum der Gemein-
devertretung liegt. Angesichts der 
nicht selten komplexen Fragestellun-
gen, man denke nur einmal an bau-

rechtliche oder planungsrechtliche 
Sachverhalte, sind die Gemeindever-
tretungen gut beraten, sich „eigene 
Experten“ ins Boot zu holen. 

In §  20 Absatz 2 der Kommunal
verfassung des Landes Brandenburg 
wird übrigens eindeutig klargestellt, 
dass niemand verpflichtet werden 
kann, sachkundige Einwohnerin 
oder sachkundiger Einwohner zu 
werden. Bei sehr umfassenden Bau-
fragen kann also auch nicht einfach 
der örtliche Bauunternehmer oder 
die örtliche Bauunternehmerin ge-
gen seinen oder ihren Willen ver-
pflichtet werden. 

Abseits der Regelungen für die 
Eigenbetriebe und die Mitgliedschaft 
in den Aufsichtsräten findet sich die 
zentrale Bestimmung für sie in § 43 
Absatz 4 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg. Erfüllen 
sie bestimmte Voraussetzungen – 
so dürfen sie z. B. nicht gleichzeitig 
leitende Mitarbeiterinnen oder Mit-
arbeiter der Gemeinde sein, in de-
ren Vertretung sie sich engagieren 
wollen – können sie als beratende 
Mitglieder in die Ausschüsse berufen 
werden. Ausschussvorsitzende oder 
stellvertretende Ausschussvorsitzen-
de können sie zwar nicht werden 
und haben auch keine Stellvertre-
ter, im Übrigen haben sie aber ein 
aktives Teilnahmerecht. 

Vielen ist daneben gar nicht be-
wusst, dass der Status eines sach-
kundigen Einwohners theoretisch 
sogar Minderjährigen oder Men-
schen ohne aktives Wahlrecht eine 
kommunale Mitwirkungsmöglichkeit 
eröffnet. Der Begriff des sachkun-
digen Einwohners knüpft ganz be-
wusst an § 11 Kommunalverfassung 
an, in dem bestimmt wird, dass ein 
Einwohner ist, wer in der Gemeinde 
seinen ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat. So hat 
es zum Beispiel in Brandenburg be-
reits Jugendliche gegeben, die ers-
te kommunalpolitische Erfahrungen 
sammelten, noch bevor sie die Kom-

munalvertretung selbst mitwählen 
konnten.

Was heißt nun „aktives 
Teilnahmerecht“? 
Was das bedeutet, findet sich in § 30 
Absatz 3 Satz der Kommunalverfas-
sung. Es umfasst das Rede-, Vor-
schlags-, Antrags- und Fragerecht, 
wobei – das liegt bei den Sachkundi-
gen in der Natur der Sache und der 
Brandenburger Kommunalverfas-
sung – das Stimmrecht nicht einge-
schlossen ist. 

Die Gemeindeordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen kennt übrigens 
zwei Arten von Sachkundigen in der 
kommunalen Vertretung: zum einen 
sachkundige Bürger, die mit Stimm-
recht in einigen Ausschüssen mitwir-
ken können, ohne selbst Ratsmitglie-
der der jeweiligen Vertretung zu sein 
(§ 58 Absatz 3 GO NRW). Zum an-
deren kennt die Gemeindeordnung 
auch sachkundige Einwohner, denen 
das Stimmrecht im Ausschuss fehlt. 
Interessanterweise sind in NRW auch 
nur volljährige Einwohner zugelas-
sen, wohingegen in Brandenburg 
auch Minderjährige mitwirken könn-
ten.

In NRW dürfen nie mehr sachkun-
dige Bürger einem Ausschuss ange-
hören als ordentliche Ratsmitglieder. 
Hintergrund dieser doppelten Aus-
gestaltung von Mitwirkungsrechten 
neben einem Mandat ist wohl auch 
die stärkere inhaltliche Einbezie-
hung und die Beeinflussung von Be-
schlussempfehlungen an die örtliche 
kommunale Vertretung durch die 
Bürgerschaft.

Dass Nordrhein-Westfalen das ein-
zige Bundesland ist, das einigen 
Sachkundigen so weitgehende 
Rechte einräumt, ist bemerkens-
wert. Bemerkenswert ist auch, dass 
Brandenburg in den 90er Jahren 
diese Regelung vom Partnerland 
nicht übernommen hat und die Al-
tersgrenze für Sachkundige nicht 
mit übernommen hatte.

Aber zurück zu Brandenburg: Sach-
kundige haben also nach der Bran-
denburger Kommunalverfassung 
grundsätzlich ein Recht zur Teilnah-
me, überdies dürfen sie aber auch 
noch das Wort ergreifen, Vorschlä-
ge einbringen, Fragen und Anträge 
stellen und diese auch begründen. 
Ihre Mitwirkung bei der Willens-
bildung im Rahmen der Beratung 
und Beschlussfassung eines Tages-
ordnungspunkts kann dann so aus
sehen, dass sie ihre Auffassung zum 
einen zur Kenntnis bringen, sie zum 
anderen aber auch begründen kön-
nen. Dazu gehören sicherlich Wort-
meldungen, Anregungen und Hin-
weise ebenso wie Stellungnahmen 
und Positionierungen. 

Tatsächlich kann es aber auch nicht 
ausbleiben, dass auch die Sachkun-
digen Informationen benötigen, 
um sich eine Meinung bilden zu 
können. Dazu steht ihnen das Recht 
auf eigene Fragen und Anträge zur 
Seite – die sie jeweils auch begrün-
den können müssen. Dass dazu 
nicht das Recht, auch die Tagesord-
nung nach § 35 Absatz 1 Satz 2 der 
Kommunalverfassung zu gestalten, 
gehört, versteht sich von selbst.

Fragen und Antworten – 
aber wo?
Wenn nun jemand in einem Aus-
schuss sachkundige Einwohnerin 
oder sachkundiger Einwohner ist, 
kann er oder sie zwar Anfragen 
stellen und hofft auf eine ergiebige 
Antwort, die Frage ist jedoch, ob er 
oder sie – im Themenbereich des 
Ausschusses – diese auch direkt an 
die Stadtverwaltung richten kann, 
zum Beispiel auch als schriftliche 
Frage. Das Problem ergab sich un-
ter anderem in der Stadt Frankfurt/
Oder, wo es den Sachkundigen seit 
einigen Jahren lediglich gestattet 
ist in den jeweiligen Sitzungen zu 
sprechen und auch zu fragen. 

Dies wurde wohl aus der Tatsache 
geschlossen, dass die Sachkundigen 
nach § 35 der Kommunalverfassung 
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des Landes Brandenburg kein Recht 
hätten, Tagesordnungspunkte zu 
benennen. Dies sei den ordentli-
chen Mitgliedern der kommunalen 
Vertretung vorbehalten, wozu die 
sachkundigen Einwohnerinnen und 
Einwohner nicht gehörten. Tatsäch-
lich wird dies auch noch einmal in 
§ 19 Absatz 4 der Geschäftsordnung 
der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Frankfurt (Oder) klar-
gestellt. Überdies ist in derselben 
Geschäftsordnung auch nur von 
Anfragen von Stadtverordneten 
die Rede, nicht aber von denen der 
sachkundigen Einwohnerinnen und 
Einwohner. So nimmt §  8 der Ge-
schäftsordnung direkten Bezug auf 
den § 29 Absatz 1 der Kommunal-
verfassung Brandenburgs, in dem 
die Kontrolle der Verwaltung durch 
die kommunalen Vertreterinnen 
und Vertreter niedergelegt ist. 

Diese Frage wurde, als mündliche 
Anfrage, dann auch an die Landes-
regierung gestellt. Sie kam zu dem 

vertretern und Kreistagsmitgliedern 
möglich sei. Es sei nicht nachvoll-
ziehbar, dass Fragen ausschließlich 
mündlich und innerhalb der Sitzung 
zu stellen wären. 

Da aber die Geschäftsordnung Fra-
gen von Sachkundigen gerade nicht 
geregelt hatte, stellte sich die Fra-
ge, ob dieser Aspekt mit aufgenom-
men werden müsste. An dieser Stel-
le kam die Landesregierung zu dem 
Schluss, dass tatsächlich nur die Ge-
schäftsordnung rechtskonform und 
orientiert an der Kommunalverfas-
sung auszulegen sei. 

Mehr Fragerechte, mehr 
Mitwirkungsrechte?
Die Konkretisierung der Landesre-
gierung bietet auf der einen Seite 
den Sachkundigen mehr Mitwir-
kungsmöglichkeiten, weil so weite-
re Informationsquellen erschlossen 
werden können und damit auch 
die Grundlage der kommunalpoli-
tischen Arbeit gestützt wird. Dabei 

ist aber gleichzeitig klar, dass das 
Fragerecht in einem inhaltlichen Be-
zug zur Mitarbeit im Ausschuss und 
den Beratungsgegenständen oder 
dem thematischen Zuschnitt stehen 
sollte. Ein Fragerecht in Bezug auf 
alle kommunalen Belange, wie es 
den gewählten Mitgliedern der Ver-
tretung zusteht, würde wohl eine 
zu weitgehende Auslegung darstel-
len. Auch besteht die Gefahr, dass 
ein derart weit gefasstes Fragerecht 
die Arbeitsfähigkeit der Verwal-
tungen oder die inhaltliche Tiefe 
der Antworten der Verwaltung 
einschränken könnte. 

Das Fragerecht sollte als positive 
Möglichkeit verstanden werden, 
am Gelingen der Kommunalpolitik 
mitzuwirken. Deshalb sollte auch 
vor zu offenem oder inflationär 
gebrauchtem Fragerecht stets die 
Selbstkontrolle stehen, ob die Ant-
wort wirklich die kommunale Arbeit 
erleichtert und für die Vorbereitung 
der Beratungen notwendig ist.

Was bedeutet Gleichstellungspolitik  
in der Kommune?
Das Gleichstellungspolitische Rahmenprogramm der Landesregierung in seiner Fortschreibung 
und seine Wirkung im Flächenland Brandenburg

Autorin Dipl.-Pol. Claudia Röttger, Gleichstellungsbeauftragte in der Fontanestadt Neuruppin und Sprecherin der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) der kommunalen  

Gleichstellungsbeauftragten Brandenburg

„Frauen gehören überall dort hin, wo 
Entscheidungen getroffen werden.“ 
(Ruth Bader Ginsburg, US-amerikani-
sche Feministin und ehemalige Rich-
terin am US Supreme Court)

A. Einleitung
In der 39. Sitzung des Branden-
burger Landtags berichtete die 
Landesregierung im März in der 
Drucksache 7/3152, zum Gleichstel-
lungspolitischen Rahmenprogramm 
(GPR) für das Land 2020–2025. Der 
Bericht umfasst tatsächlich 57 Sei-
ten. Soviel ist noch zu tun?! Wir 
sind für das Thema doch nun wirk-
lich sensibilisiert!

Wer will uns Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten in puncto 

Gleichberechtigung und Gleichstel-
lung der Geschlechter noch was 
vormachen? Als erste deutsche 
Partei traten wir Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten 1891 im 
Erfurter Programm für das allge-
meine, gleiche, direkte Wahl- und 
Stimmrecht ein. Es gab für uns kei-
nen Unterschied der Geschlechter 
bei allen Wahlen und Abstimmun-
gen, aber auch für die öffentliche 
und privatrechtliche Gleichstellung 
von Frauen und Männern trat die 
SPD in Deutschland bereits vor der 
Einführung des Frauenwahlrechts 
1918/1919 ein. Innerhalb der vergan-
genen hundert Jahre wird es doch 
wohl gelungen sein, die Gleich
stellung von Frauen und Männern 
herzustellen.

Leider ist das Ziel bislang nicht er-
reicht. Leider sind alle im GPR auf-
geführten Handlungsfelder zur Er-
reichung der Gleichstellungsziele 
gerechtfertigt. Daher haben wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten zwar einen großen Anteil 
an der Einführung des Frauenwahl-
rechts und darüber hinaus, aber wir 
müssen uns weiterhin politisch aktiv 
für Gleichstellungsarbeit in Branden-
burg einsetzen!

Was versteht nun eine Gesellschaft, 
aber auch eine Verwaltung, unter 
Gleichstellung und welche Indikato-
ren müssen herangezogen werden, 
um Gleichstellungsarbeit messbar 
zu machen? Der Staatsaufbau der 
Bundesrepublik beflügelt, durch die 

Föderalstaatlichkeit und Selbstver-
waltung der Kommunen, hetero-
gene Umsetzungen des Gleichstel-
lungsauftrags zuzulassen. Sowohl 
das Föderalstaatsprinzip als auch die 
kommunale Selbstverwaltung dür-
fen nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass Gleichstellungsarbeit auch 
im ländlichen Raum eine wichtige 
Funktion hat. Analog der Vorgabe 
des Grundgesetzes, gleiche Lebens-
verhältnisse in allen Regionen der 
Bundesrepublik  zu gewährleisten, 
muss der Grundsatz auch für ad-
äquate Gleichstellungsprozesse im 
ländlichen Raum im Flächenland 
Brandburg gelten. Nicht umsonst 
bezeichnen die kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragten (GBA) – mit 
Blick auf ihre unterschiedlichen per-

Schluss, dass die sachkundigen Ein-
wohnerinnen und Einwohner als be-
ratende Mitglieder des Ausschusses 
den Stadtverordneten, abseits des 
Stimmrechtes, grundsätzlich gleich-
gestellt seien. Ihnen stünde das 
aktive Teilnahmerecht nach §  43 
Absatz 4 Satz 2 der Kommunalver-
fassung zu. Das hätte aber mit der 
Möglichkeit, zulässigerweise Tages
ordnungspunkte setzen zu kön-
nen, nichts zu tun. Anders als für 
Beratungsgegenstände sei bei An-
fragen gerade kein Beschluss erfor-
derlich. Fragen könnten dabei aber 
nicht nur an anwesende Mitglieder 
des Ausschusses gestellt werden, 
sondern grundsätzlich auch an die 
anwesenden Vertreterinnen und 
Vertreter der Stadtverwaltung.

Vor diesem Hintergrund, so die 
Landesregierung weiter, müssten 
auch die sachkundigen Einwohne-
rinnen und Einwohner Fragen im 
Vorfeld stellen können, wie es ja 
auch Stadtverordneten, Gemeinde
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nämlich die Beteiligung an der Per-
sonalentwicklung, in der Funktion 
gewährleistet ist.

Die kommunale GBA erfüllt ihre Auf-
gaben auf zwei Ebenen. Einerseits 
innerhalb der Verwaltung z. B. im 
Bereich Personalauswahl und Per-
sonalentwicklung. Ihre Funktion ist 
eine Querschnittsaufgabe, sodass sie 
punktuell in jedes Sachgebiet einer 
Verwaltung hinein fungiert.

Auf der anderen Seite nimmt sie ex-
tern Einfluss auf die Bürgerschaft, 
Verbände und freien Träger zum 
Thema Gleichstellung. Hierbei sen-
sibilisiert sie zu Themen der Gleich-
stellung, Vielfalt, Rollenverhältnissen 

in der Gesellschaft und zahlreichen 
Formen von Diskriminierung.

Eine GBA ist Netzwerkerin und 
kommuniziert mit der lokalen Poli-
tik, Beiräten, Vereinen, Stiftungen, 
Gewerkschaften, Bildungsträgern, 
Kirchen, Behörden, Wohnungsbau-
gesellschaften, Quartiersmanagern, 
Bürgerschaft ...

Gleichstellungsarbeit muss sich den 
jeweiligen gesellschaftlichen Her-
ausforderungen anpassen. Aktuelle 
Herausforderungen und Themen 
sind u. a.:
•	Stärkung der Partizipation (z. B. Po-

litik), von Mädchen und Frauen in 
Gremien

•	Demografie, Frauen im Alter
•	Erwerbstätigkeit /Digitalisierung 

der Arbeit

•	Partnerschaftlichkeit/Gesellschaft, 
z. B. Unterstützung der Umsetzung 
der Istanbul-Konvention

•	Gleichstellungskonzept in der 
sozialen Stadt

•	Gesundheit
•	Auswirkung der Pandemie auf 

Geschlechterrollen

Die aufgeführten Themen betreffen 
Frauen und Männer im ländlichen 
Raum genauso wie im städtischen 
Kontext.  

Gleichstellungsreport 
Brandenburg 
Im Dezember des letzten Jahres ver-
öffentlichte das Ministerium für So-
ziales, Gesundheit, Integration und 

Verbraucherschutz (MSGIV) eine 
Studie zur Situation von Frauen und 
Männern in Brandenburg. Ergebnis-
se und Fazit der Studie sind in das 
GPR mit aufgenommen worden und 
sie bilden die Grundlage für weitere 
Handlungen.

Interessant ist die Erkenntnis aus 
dem Gleichstellungsreport, dass in 
Brandenburger Familien mit Kindern 
(Paarhaushalte) mehrheitlich beide 
Partner erwerbstätig sind. Frauen 
nehmen fast gleich wie die Männer 
umfänglich am Erwerbsleben teil. 
Daraus folgt: Frauen sichern sich 
ihren Lebensunterhalt, genau wie 
Männer, durch eigenes Erwerbsein-
kommen. Auch das Elterngeld wird 
in Brandenburg häufiger von Vätern 
genutzt als in ganz Deutschland. Das 
Ergebnis ist sicherlich auch historisch 

bedingt und lässt vermuten, dass die 
flächendeckende Kinderbetreuung 
der DDR auch nach 1990 in Branden-
burg fortgeführt worden ist.

Als Belege für Ungleichheiten der 
Geschlechter führt die Studie an:
•	niedriger Anteil weiblicher Ab-

geordneter und Landrätinnen: In 
14 Landkreisen und 4 kreisfreien 
Städten gibt es insgesamt nur zwei 
Landrätinnen (11 %). 19 % der Ge-
meinden haben eine Bürgermeis-
terin. In Kreistagen und Stadtver-
ordnetenversammlungen liegt der 
Frauenanteil bei 28  %. Innerhalb 
der Kommunen gibt es Differenzen 
zwischen 16 % und 46 %)

•	Verdienstabstand (4,5  % zu 
Ungunsten der Frauen)

•	nur 4 von 14 Berufssegmenten sind 
geschlechterunspezifisch besetzt

•	risikobehafteter Alkoholkonsum 
ist bei Männern (20 %) doppelt so 
häufig wie bei Frauen (10 %)

•	zwei Drittel aller Pflegebedürftigen 
sind Frauen

•	Frauen und Mädchen stellen in 
Brandenburger Sportvereinen nur 
ein gutes Drittel der Mitglieder

•	Frauen sind 4 x häufiger Opfer von 
häuslicher Gewalt eines Mannes als 
umgekehrt

•	Frauen leben häufiger (32  %) mit 
dauerhaft gesundheitlichen Ein-
schränkungen als Männer (29 %)

Ergebnisse zur Demografie  
im Kurzüberblick:
Bei den Über-65-Jährigen gibt es 
in Brandenburg einen Frauenüber-
schuss und bei den 20- bis 35-Jäh-
rigen einen Männerüberschuss. Die 
Altersquote von Frauen (48  %) ist 
höher als die von Männern (36  %). 
Darüber hinaus gehört Brandenburg 
zu den drei ältesten Bundesländern 
in Deutschland. 

Status quo und Ziele der 
Fortschreibung des  
Gleichstellungspolitischen 
Rahmenprogramms 
Die Landesregierung benennt im 
GPR ihre gleichstellungspolitischen 
Handlungsschwerpunkte und führt 
konkrete Maßnahmen zur Umset-
zung der Handlungsziele auf. Auch 
der Aktionsplan für Akzeptanz von 
geschlechtlicher und sexueller Viel-
falt, für Selbstbestimmung und 
gegen Homo- und Transphobie 
(Aktionsplan Queeres Brandenburg) 

sonellen und finanziellen Ressourcen 
– die Gleichstellungsarbeit im Land 
als Flickenteppich.

B. Gesetzliche Grundlagen, 
Arbeitsinhalte und 
Fortschreibung des GPR zur 
Stärkung und Unterstützung 
von Gleichstellungsarbeit

Normative Verankerung  
der Gleichstellungsarbeit
Vereinfacht gilt: Über die Gesetz-
gebung der Europäischen Union, in 
der Verfassung der Bundesrepublik 
Deutschland, den Verfassungen der 
Länder und den Kommunalverfas-
sungen bzw. Gemeindeordnungen 
ist vorgeschrieben, dass strukturelle 
Ungleichheiten zwischen Männern 
und Frauen durch proaktive Hand-
lungen beseitigt beziehungsweise 
gemindert werden müssen. Für die 
Verwaltungen gibt es Verpflichtun-
gen, GBA zur Verwirklichung der 
genannten Ziele einzustellen. 

§ 18 Abs. 2 der Brandenburger Kom-
munalverfassung (BbgKVerf) ver-
pflichtet die Gemeinden, hauptamt-
liche GBA zu benennen. Was genau 
die GBA in der Verwaltung für Aufga-
ben hat, kann die Gemeinde über ihre 
Hauptsatzung regeln. Hierbei können 
Regelungen aus dem Landesgleich-
stellungsgesetz in quasi kommunale 
Regelungen übertragen werden. Der 
Umfang der Tätigkeit hängt von der 
Einwohnerzahl der Stadt bzw. Ge-
meinde ab. So sind Kommunen, die 
weniger als 30.000 Einwohner*innen 
haben, nicht verpflichtet eine GBA im 
Hauptamt zu beschäftigen. Dieser Irr-
sinn schafft einerseits merkwürdige 
Stellenkombinationen, aber auch die 
Gefährdung einer kontinuierlichen 
Arbeit und Umsetzung des Gleichstel-
lungsauftrags in der Fläche.

Wirrwarr der Haupt-, Neben- 
und Ehrenamtlichkeit
Vielfach gibt es in Brandenburg 
GBA, die mit weiteren Funktionen 
ausgestattet sind. Wir sprechen 
dann von einer GBA, die durch eine 
Mehrfachbeauftragung z. B. das 
Amt der Gleichstellung im Neben-
amt ausführt. Darüber hinaus gibt 
es noch die GBA im Ehrenamt. Die 
GBA im Ehrenamt halte ich in Bran-
denburg für problematisch, da nicht 
gewährleistet ist, dass eine Kern-
aufgabe innerhalb der Verwaltung, 

Claudia Röttger� Foto: privat
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findet im GPR Berücksichtigung. Der 
GPR ist ein überparteilich getrage-
nes Instrument zur strategischen 
Umsetzung des Verfassungsauf-
trags – Gleichstellung von Frauen 
und Männern –, die Bedeutung der 
Gleichstellung gesellschaftlich sicht-
bar zu machen, aber auch ihren 
Zusammenhalt damit zu stärken. 
Das GPR wurde 2011 beschlossen, 
2016 fortgeschrieben und befin-
det sich nunmehr in der dritten 
Fortschreibung.

Das GPR orientiert sich an der 
Gleichstellungsstrategie des Bundes 
mit folgenden Fragen:  
1. Wie gelingt es, dass Frauen und 
Männer gleichermaßen an der Ge-
staltung der Zukunft unseres Lan-
des  in Wirtschaft, Politik, Kultur un
d Wissenschaft beteiligt sind? 
2. Wie schaffen wir es, dass Frauen 
und Männer im Lebensverlauf glei-
chermaßen gut von ihrem Einkom-
men leben, sich beruflich entwi-
ckeln und Fürsorgeaufgaben wahr-
nehmen können? 
3. Wie kann die Landesregierung 
Gle ichberechtigung zwischen 
Frauen und Männern in allen Politik
bereichen herstellen? 
4. Wie kann Gleichstellungspolitik 
alle Frauen und Männer erreichen, 
unabhängig von Wohnort, Her-
kunft, Behinderung oder sozialem 
Status – und vor allem mehrfach 
benachteiligte Frauen stärken? 

Das GPR beschreibt auf S. 11 sei-
ne Schwerpunkte. Es sind Themen 
wie Teilhabe, Extremismus (Antife-
minismus und Rechtsextremismus), 
Armut und Armutsbekämpfung. 

Darüber hinaus enthält das GPR 
fünf Handlungsfelder: 
•	Gleichstellung als Querschnittsauf-

gabe
•	Rollenvielfalt und Chancengleich-

heit
•	Gute Arbeit, Partnerschaftlichkeit, 

digitalisierte Arbeits- und Lebens-
welt ohne Diskriminierung

•	starke Strukturen, starke Netzwer-
ke, gesund leben in der Stadt und 
auf dem Land, Teilhabe, Diversität 
und gesellschaftlicher Zusammen-
halt

Zur Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention gibt es einen Landesaktions
plan (LAP). Das Land Brandenburg 

hat sich zum Zielt gesetzt, die 
Istanbul-Konvention umzusetzen. 
Sie hat den LAP aus dem GPR her-
ausgenommen. Sie misst damit dem 
LAP eine besondere Bedeutung zu.
In den Landkreisen und kreisfreien 
Städten existiert bis dato kein lo-
kaler Aktionsplan zur Umsetzung 
der Istanbul-Konvention. Auch die 
Situation der geflüchteten Frauen 
ist rückblickend (ab 2016) in die 
lokale Gleichstellungsarbeit inte-
griert worden. In zahlreichen Ge-
meinschaftsunterkünften des Lan-
des sind Handreichungen zum Ge-
waltschutz entstanden – hier auch 
durch gute Zusammenarbeit und 
Vernetzung der Akteursgruppen 
vor Ort.

C. Welche Bedeutung hat 
die Fortschreibung des 
Gleichstellungspolitischen 
Rahmenprogramms für 
die Gleichstellungsarbeit 
im ländlichen Raum?
Für den ländlichen Raum ist die 
Förderung der Geschäftsstelle von 
Frauenverbänden  (Frauenpolitischer 
Rat Brandenburg /FPR), welches ein 
zentrales Ziel des GPR 2015–2019 
war, eine positive Entwicklung. Die 
Geschäftsstelle wird vom Land Bran-
denburg mit jährlich 282.240.00 
Euro an Haushaltmitteln gefördert. 
Hinzu kommen 150.000 Euro zur 
Projektmittelförderung. 

Hier erweist sich z. B. die Öffent-
lichkeitsarbeit des FPR mit Hilfe der 
sozialen Medien oder auch dem FPR- 
Newsletter als Vorteil. Gleichwohl ist 
der Nutzungsumfang der Neuen Me-
dien auch altersabhängig.  

Mit Hilfe von europäischen Förder-
töpfen soll die Chancengleichheit im 
ländlichen Raum gefördert werden. 
Projekte und Maßnahmen in der 
ELER-Förderperiode 2023–2027 be-
inhalten den Aspekt der Bedürfnisse 
und Beteiligung von Frauen an Be-
schäftigung im ländlichen und land-
wirtschaftlichen Raum. Für Frauen 
und Gleichstellungspolitische Ak-
teure sieht das GPR für Projekte mit 
einer landesweiten und überregiona-
len Bedeutung Mittel i. H. v. 115.000 
Euro vor.

Für die Förderung von Netzwerk- 
und Kooperationsstrukturen für 
Frauen und Mädchenpolitik stehen 

Mittel i. H. v. 282.000 Euro jährlich 
zur Verfügung. Die Mittel für die 
Projektförderungen im Rahmen der 
Brandenburger Frauenwoche sind 
mit 50.000 Euro jährlich konstant 
geblieben.

Über den Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums stehen fortlaufend 
400.000 Euro zur Verfügung. Hier 
sollte das zuständige Kulturministe-
rium die Chancengleichheit in der 
kulturellen Bildung im Auge haben. 
Gerade im ländlichen Raum gibt es 
zahlreiche Künstlerinnen, die von 
Projektförderungen abhängig sind. 
Positiv ist an der Stelle auch der „Tag 
des Offenen Ateliers“ vom Kultur-
land Brandenburg, immer am ersten 
Maiwochenende, hervorzuheben.

Weiterhin werden die Frauenzentren 
im Land auf der Basis von Projekt-
förderungen in ihrem Bestehen gesi-
chert. Netzwerkarbeit und die Förde-
rung von Kooperationsstrukturen von 
Frauen- und Mädchenpolitik werden 
auch weiterhin gefördert. Dafür wer-
den jährlich Mittel i. H. v. 282.000 Eu-
ro in den Haushalt eingestellt. 

Die Ziele in 4.4. und 4.5. sind der 
Stärkung der kommunalen GBA 
gewidmet. Das ist neu und ist her-
vorzuheben. Durch Modellprojekte 
„Gleichstellung in der Kommune: 
Unterstützung gleichstellungspoliti-
scher Prozesse und Strukturen“ soll 
der Fokus auf die Bedeutung der 
kommunalen GBA gelenkt werden. 
Erfolgsindikator soll die Erhöhung 
der Stundenanteile kommunaler GBA 
sein. Das klingt sehr ambitioniert.  

Zur Erreichung des Ziels ist ein Koope-
rationsaufbau mit den kommunalen 
Spitzenverbänden sicherlich ein guter 
Weg. Warum der FPR federführend 
damit betraut worden ist (vergl. 4.3.), 
ist mir unklar. Der FPR ist eine Dach-
organisation für alle Frauenverbände 
im Land Brandenburg. Übersehen 
wurde da die eigene Zuständigkeit 
der kommunalen GBA. Mitglieder 
im Städtetag oder im Städte- und 
Gemeindebund sind doch die Kom-
munen und nicht der FPR!

Fazit:
Die Fortschreibung des GPR ist 
gelungen und die Belange des 
ländlichen Raums kommen zum 

Ausdruck. Die überparteiliche Zu-
sammenarbeit bei der Erstellung 
der Konzeption seit 2011 hat sich 
bewährt. Aus meiner Sicht sind 
alle Akteursgruppen beachtet wor-
den. Die Belange der auf dem Land 
lebenden Frauen (37  % von ihnen 
sind in der Landwirtschaft beschäf-
tigt) werden durch Europäische 
Förderprojekte unterstützt, genau-
so wie die Frauengesundheit im 
GPR eine Rolle spielt. 

Die kommunalen GBA werden hin-
sichtlich ihres „Netzwerken“ unter-
stützt. Darüber hinaus erhalten sie 
sowohl über den Gleichstellungsre-
port als auch über das GPR selbst 
Hinweise zu Defiziten im Kontext 
der Geschlechtergerechtigkeit im 
Land. Fragen nach dem „Ob und 
Wie“, nach mehr hauptamtlichen 
GBA in der Fläche, kann das GPR 
nicht beantworten. Gleichwohl geht 
das Rahmenprogramm auf ein kon-
kretes Dilemma der kommunalen 
GBA ein, hier auf die Erhöhung von 
Stundenanteilen von Kolleginnen 
im ländlichen Raum hinzuwirken.   

Positiv ist die vom Land vor der 
Fortschreibung des GPR in Auftrag 
gegebene Gleichstellungsstudie. In 
der Studie wurden Daten zu allen 
für den GPR ausschlaggebenden 
Themen erhoben und ausgewertet. 

Allein messen, wiegen und zählen 
reicht aber nicht, um gesellschaft-
liche Prozesse zu verändern. Es 
müssen auch Regelungen getrof-
fen werden, die verbindlich für al-
le die Situation der kommunalen 
GBA verbessern. Der Wille zum 
Austausch zwischen Land und 
Kommune liest sich aus dem GPA 
heraus. Die Graswurzelpolitik des 
Ministeriums ist hervorzuheben, 
denn allein die Veranstaltung von 
unendlichen Workshops veranlasst 
die Frauen noch lange nicht, in 
die kommunalen und städtischen 
Parlamente einzuziehen. Aber  sie 
sind unverzichtbar und laden uns 
alle zum Diskurs ein: Warum  ist 
es uns auch nach über 100 Jahren 
nach Einführung des Frauenwal-
rechts nicht gelungen, mehr Frauen 
für politische Partizipation zu ge-
winnen?


